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[GGSC] 

1. Zusammenfassung 

Der Referentenentwurf des GEG verstößt gegen die EU-Ecodesign-Richtlinie, soweit er 

für Wärmepumpen ab 2019 eine JAZ-Anzeige verlangt (§ 38 Abs. 1 Nr. 3 GEG). Für 

Raumheizgeräte mit Wärmepumpen sind die Anforderungen seit September 2015 in 

der EU-Ecodesign-Verordnung 813/2013 abschließend geregelt. Weitergehende pro­

duktbezogene Anforderungen, die das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme ei­

ner den unionsrechtlichen Anforderungen entsprechenden Wärmepumpe untersa­

gen, beschränken, oder behindern, sind nach Artikel 6 der Ecodesign-Richtlinie 

2009/25/EG verboten. Bei der JAZ-Anzeige handelt es sich um eine derartige produkt­

bezogene Anforderung. 

Die Anforderung an eine JAZ-Anzeige würde deshalb wegen des Anwendungsvor­

rangs des Unionsrechts und der ausdrücklichen Vorrangregelung für Anforderungen 

nach der Ecodesign-Richtlinie 2009/125/EG in § 110 GEG von vornherein keine Geltung 

entfalten können. Sie sollte deshalb gar nicht in das Gesetz aufgenommen werden, 

weil sie nur Rechtsunsicherheit schafft. 

Die Forderung nach einer JAZ-Anzeige verstößt zugleich gegen das Gleichbehand­

lungsgebot sowie die Berufs- und Wettbewerbsfreiheit. Denn eine solche Anzeige, die 

primär die Außentemperaturen und das Nutzerverhalten spiegelt und nur mit beson­

derer Fachkunde Rückschlüsse auf die Effizienz der Anlage zulässt, wird für keine an­

dere Heizungsart gefordert. 

Die unionsrechtliche Zulässigkeit der Anforderungen an eine Mindest-JAZ (§ 38 Abs. 2 

Nr. 1 GEG) ist nicht erkennbar. Zwar können solche Anforderungen als besondere na­

tionale Effizienzanforderungen an gebäudetechnische Systeme EU-rechtlich grund­

sätzlich zulässig sein. Das setzt aber voraus, dass die damit verbundenen Eingriffe in 

die Warenverkehrsfreiheit und die Grundrechte einem legitimen Ziel dienen und ge­

eignet, erforderlich und angemessen sind. 

Dem Gesetzentwurf des GEG lässt sich keinerlei Begründung dafür entnehmen, wes­

halb nach Inkrafttreten der Anforderungen der EU-Ecodesign-Verordnung 813/2013 

weitergehende nationale Anforderungen an Wärmepumpen noch erforderlich sein 

sollen. Die ursprüngliche Begründung für Mindestanforderungen an die JAZ im EE­

WärmeG, wonach die Wärmeerzeugung nur unter bestimmten Effizienzvorausset­

zungen als nachhaltig eingestuft werden kann, ist obsolet, nachdem inzwischen uni-
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onsrechtliche Anforderungen an die Effizienz gelten. Weitergehende Anforderungen 

wären allenfalls dann zulässig, wenn nachvollziehbar dargelegt werden könnte, wel­

chem Ziel weitergehende nationale Anforderungen dienen sollen und weshalb es da­

für erforderlich sein soll, den freien Warenverkehr einzuschränken. Eine derartige Be­

gründung ist nicht erkennbar. 

2. Fragestellung 

Das Bundeswirtschaftsministerium (BMWi} und das Bundesumweltministerium 

(BMUB} haben den Referentenentwurf eines Gebäudeenergiegesetzes (GEG) vom 

23.01.2017 vorgelegt. Damit sollen die bisherigen Vorgaben des EnEG, der EnEV und 

des EEWärmeG in einem Gesetz zusammengefasst werden. 

Der Bundesverband Wärmepumpe (BWP) kritisierte in der Verbändeanhörung und in 

seiner Stellungnahme vom 31.01.2017 die technischen Anforderungen, die das neue 

Gesetz an Wärmepumpen stellt. Das sind vor allem höhere Anforderungen an die zu 

erreichende Jahresarbeitszahl (JAZ) für Luft-Geräte sowie die Forderung nach einer 

JAZ-Anzeige. Diese Vorgaben bedingen erhebliche Mehrkosten, verbessern aber we­

der Qualität der Anlagenplanung und Ausführung noch garantieren sie zusätzliche 

Einsparungen an Energiekosten oder C02 • 

Ferner warf er die Frage auf, in welchem Verhältnis die Anforderungen des GEG zu 

den Anforderungen auf Grundlage der EU-Ecodesign-Richtlinie stehen, und ob sie mit 

höherrangigem Recht, insbesondere der EU-Warenverkehrsfreiheit vereinbar sind. 

Diese Frage ist Gegenstand der nachfolgenden Stellungnahme. 

3. Verhältnis des GEG zu Anforderungen gemäß EU-Ecodesign-Richtlinie 

Gemäß§ 110 GEG sollen die technischen Anforderungen des GEG an Heizungsanlagen 

gelten, solange und soweit ein Durchführungsrechtsakt auf der Grundlage der EG­

Ecodesign-Richtlinie 2009/125/EG nicht etwas anderes vorschreibt. 

Fraglich ist insoweit, ob die in § 38 GEG vorgesehenen Anforderungen an eine Min­

dest-JAZ und die Verpflichtung zum Einbau einer JAZ-Anzeige überhaupt wirksam 

werden können oder von vornherein durch vorrangige unionsrechtliche Anforderun­

gen verdrängt werden. 
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[GGSC] 

Ob das der Fall ist, ist nach Maßgabe der Anforderungen der EU-Ecodesign­

Verordnung 813/2013 und nach Maßgabe der Ecodesign-Richtlinie 2009/125/EG 

zu beantworten. Letztere ist die Rechtsgrundlage für erstere. 

Die Regelung des § 110 GEG ist insoweit nur eine Klarstellung.20 Auch ohne diese 

Regelung sind die Regelungen des § 38 GEG schon wegen des Anwendungsvor­

rangs des Unionsrechts nicht anwendbar, wenn sich daraus vorrangige Rege­

lungen ergeben, die der Anwendung des nationalen Rechts entgegenstehen. 

Nach Maßgabe der Ecodesign-Richtlinie dürfen die Mitgliedstaaten die Inbe­

triebnahme eines Produkts nicht unter Berufung auf Ökodesign-Anforderungen, 

die von der jeweils geltenden Durchführungsmaßnahme erfasst werden, behin­

dern, wenn das Produkt allen einschlägigen Bestimmungen der jeweils gelten­

den Durchführungsmaßnahme entspricht {Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 EcodesignRL 

2009/125/EG). Sie dürfen die Inbetriebnahme des Produkts auch dann nicht un­

ter Berufung auf Ökodesign-Anforderungen behindern, wenn die einschlägige 

Ökodesign-Verordnung keine entsprechende Ökodesign-Anforderung enthält 

{Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 2 EcodesignRL 2009/125/EG). 

Unberührt davon bleiben Anforderungen an gebäudetechnische Systeme ge­

mäß Art. 8 der Gebäudeeffizienzrichtlinie 2010/31/EU (Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 2 

EcodesignRL 2009/125/EG). Es ist mit den Zielen der Ecodesign-Richtlinie zu ver­

einbaren, dass diese Anforderung unter bestimmten Umständen die Installation 

von energieverbrauchsrelevanten Produkten, die mit den Anforderungen von 

Ecodesign-Verordnungen im Einklang stehen, einschränken können, sofern 

durch diese Anforderungen keine ungerechtfertigten Marktbarrieren errichtet 

werden {Erwägungsgrund 35a der EcodesignRL 2009/125/EG}. 

Als Anforderungen an gebäudetechnische Systeme bestimmt Art. 8 der Richtli­

nie 2010/31/EU, dass die Mitgliedstaaten zur optimalen Energienutzung durch 

gebäudetechnische Systeme wie Heizungs- und Warmwasseranlagen Sys­

temanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz, die ordnungsgemäße Instal­

lation und angemessene Dimensionierung, Einstellung und Überwachung der 

gebäudetechnischen Systeme festlegen können (Art. 8 Abs. 1 der Richtlinie 

2001/31/EU). 

20 
So auch die Gesetzesbegründung, S.143 des GEG-Referentenentwurfs vom 23.01.2017. 
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Die geforderte Mindest-JAZ kann als Systemanforderung an die optimale Ener­

gienutzung durch die gebäudetechnischen Systeme angesehen werden. Denn 

sie bezieht sich nicht nur auf die Wärmepumpe als Heizgerät, sondern auf das 

Zusammenspiel von Wärmepumpe, Wärmequelle, Heizsystem und Gebäude­

hülle [vgl. oben 3. a) und b)]. 

§ 110 GEG steht damit der Mindest-JAZ in § 38 GEG nicht per se entgegen. Das 

gilt jedoch nur, wenn die allgemeinen Anforderungen an die Warenverkehrs­

freiheit erfüllt werden {dazu unten 4.). 

Die geforderte JAZ-Anzeige ist dagegen eine unzulässige produktbezogene An­

forderung an das Raumheizgerät. Das ergibt sich schon daraus, dass nach der 

geplanten gesetzlichen Anforderung „die Wärmepumpe" über eine entspre­

chende Anzeige verfügen muss (§ 38 Abs. 2 Nr. 3 GEG). Die JAZ-Anzeige muss 

damit in die Wärmepumpe integriert sein. Es handelt sich um eine Anforderung, 

die unmittelbar das Produkt betrifft, und nicht um eine Anforderung an das ge­

bäudetechnische System, die die Verwendung eines marktkonformen Produkts 

nur mittelbar behindert. 

Das gilt in gleicher Weise für die bereits jetzt geregelte Anforderung, dass be­

stimmte Wärmepumpen über einen Wärmemengen- und Stromzähler verfügen 

müssen, deren Messwerte die Berechnung der Jahresarbeitszahl der Wärme­

pumpen ermöglichen.2
3 

Das sind unzulässige, gemäß Art. 6 Abs. 2 EcodesignRL 2009/125/EG verbotene 

Marktbehinderungen durch zusätzliche Ökodesign-Anforderungen. Sie führen 

dazu, dass ein den Vorschriften der EU-Ecodesign-Verordnung 813/2013 entspre­

chendes Heizgerät mit Wärmepumpe nur dann in Neubauten verwendet wer­

den darf, wenn zusätzlich die nationalen Anforderungen eines Wärmemengen­

und Stromzählers bzw. einer JAZ-Anzeige erfüllt wird. Diese Marktbehinderung 

hat auch erhebliche praktische Bedeutung, da seit 2010 mehr als die Hälfte der 

in Deutschland neu eingebauten Wärmepumpen in Neubauten eingebaut wur­

den. 

23 Ziff.111.1. Buchstabe c) der Anlage zum EEWärmeG; vgl. für die Zeit bis Ende 2018 § 38 Abs. 2 Nr. 2 GEG, dazu bereits oben 3.c). 
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4. Warenverkehrsfreiheit 

Soweit Anforderungen an Anlagen oder Produkte in EU-Rechtsakten geregelt sind 

(harmonisierter Bereich), ergeben sich die Anforderungen an die Warenverkehrsfrei­

heit aus den entsprechenden Rechtsakten. Maßgeblich sind damit hier in erster Linie 

die Anforderungen an die Warenverkehrsfreiheit gemäß Art. 6 EcodesignRL 

2009/125/EG. 

Da die JAZ-Anzeige gegen diese Anforderungen verstößt, ergibt sich schon daraus die 

Unvereinbarkeit dieser Anzeige mit der Warenverkehrsfreiheit. Zu prüfen bleibt da­

nach nur die Vereinbarkeit der Mindest-JAZ mit den Anforderungen an die Warenver­

kehrsfreiheit. 

Bezüglich der Anforderungen an gebäudetechnische Systeme enthalten die Unions­

regelungen keine abschließenden Regelungen. Insoweit ergeben sich die Anforde­

rungen an die Warenverkehrsfreiheit aus den allgemeinen Regelungen des AEUV. 

Danach sind mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen sowie alle Maßnahmen gleicher 

Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten grundsätzlich verboten.24 Ausnahmen sind 

nur zulässig, wenn sie aus zwingenden Gründen gerechtfertigt, verhältnismäßig und 

nicht diskriminierend sind.25 

Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs gehören zu den Maßnah­

men mit gleicher Wirkung wie Einfuhrbeschränkungen auch Nutzungsbeschränkun­

gen, die den Zugang eines in der EU rechtmäßig hergestellten Erzeugnisses aus einem 

anderen Mitgliedstaat behindern. 

Danach ist die Mindest-JAZ eine Maßnahme gleicher Wirkung, deren Zulässigkeit an 

den von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen für zulässige Ausnahmen von 

der Warenverkehrsfreiheit zu messen ist. Denn sie führt dazu, dass rechtmäßig her­

gestellten Wärmepumpen der Zugang zum deutschen Wärmepumpenmarkt für 

Neubauten verwehrt bleibt, wenn die Mindest-JAZ nicht eingehalten wird. 

24 Art. 34 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). 

25 Art. 36 AEUV. 
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Diese Beschränkung der Warenverkehrsfreiheit ist zulässig, wenn sie zwingenden 

Gründen dient und verhältnismäßig ist. Die Verhältnismäßigkeit setzt voraus, dass sie 

zur Erreichung ihres Zweckes geeignet, erforderlich und angemessen ist. 

Das ist bei der Mindest-JAZ nach Inkrafttreten der Ecodesign-Verordnungen zweifel­

haft. Dem Entwurf des GEG lässt sich nicht entnehmen, weshalb der nationale Ge­

setzgeber mit den Mindestanforderungen an die JAZ überhaupt weitergehende An­

forderungen aufstellt als unionsrechtlich vorgegeben. Nach den in der Begründung 

des GEG genannten Zielen dient das Gesetz der Konsolidierung und Harmonisierung 

der bestehenden Vorschriften des EnEG, der EnEV und des EEWärmeG. Danach sollen 

also die nach nationalem Recht vor Inkrafttreten der EU-Ecodesign-Verordnung 

813/2013 geltenden Anforderungen beibehalten werden. 

Diese Begründung wird den unionsrechtlichen Anforderungen nicht gerecht. Seit In­

krafttreten der unionsrechtlichen Anforderungen der EU-Ecodesign-Verordnung 

813/2013 dürfen die Mitgliedstaaten weitergehende Anforderungen an die Effizienz 

von Wärmepumpen allenfalls dann stellen, wenn es sich um Effizienzanforderungen 

an gebäudetechnische Systeme handelt, sie die damit verbundenen Ziele klar be­

zeichnen und die Gründe anführen, die strengere Anforderungen erforderlich ma­

chen. Dazu muss der deutsche Gesetzgeber die unionsrechtlichen Anforderungen be­

rücksichtigen und begründen, welche konkreten Ziele er mit weitergehenden Anfor­

derungen verfolgt und weshalb diese Ziele mit milderen Mitteln nicht ebenso gut er­

reicht werden können. 

Eine derartige Begründung lässt sich dem GEG nicht ansatzweise entnehmen. Die ur­

sprüngliche Begründung des EEWärmeG, wonach die Wärmeerzeugung nur unter be­

stimmten Effizienzvoraussetzungen als nachhaltig eingestuft werden kann,26 trägt 

nicht mehr. Sie war nachvollziehbar unter der Prämisse, dass ohne besondere Anfor­

derungen des EEWärmeG auch Wärmepumpen ohne jegliche Effizienzvorteile zum 

Einsatz hätten kommen können. Nach Inkrafttreten der EU-Ecodesign-Verordnung 

813/2013 besteht diese Gefahr nicht mehr. 

Nach Inkrafttreten der EU-Ecodesign-Verordnung, die auch für Solar-, aber nicht für 

Biomasseheizungen gilt,27 muss der nationale Gesetzgeber insbesondere triftige 

Gesetzesbegründung des EEWärmeG, Bundestags-Drucksache 16/8149, 5. 23. 

27 Art.1Nr.1 und 2 EU-EcodesignVO 813/2013. 
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Gründe dafür nennen können, wenn er besondere nationale Anforderungen an ge­

bäudetechnische Systeme als spezielle Anforderungen für einzelne Heizungsarten 

wie Wärmepumpen ausgestaltet und nicht als übergeordnete Anforderungen, die für 

alle Heizungsarten gelten. 

Wenn der Gesetzgeber insofern überhaupt weitergehende Anforderungen aufstellt, 

dürfen diese nicht ohne sachlichen Grund zu Lasten einzelner Heizsysteme gelten. In­

sofern lässt sich dem GEG und seiner Begründung kein Anhaltspunkt dafür entneh­

men, dass und weshalb auch für andere in§ 36 bis 42 GEG geregelten Heizungsarten 

zusätzliche, über die unionsrechtlichen Anforderungen hinausgehende Anforderun­

gen festgelegt würden, die den zusätzlichen nationalen Anforderungen an die Min­

dest-JAZ von Wärmepumpen-Heizungen entsprechen. Insbesondere sollen die spezi­

ellen Anforderungen des GEG an solarthermische Anlagen von vornherein nur so lan­

ge gelten, bis Anforderungen an solche Anlagen unionsrechtlich festgelegt sind (§ 37 

Abs. 4 GEG). Deshalb liegt es nahe, dass mit der Geltung der EU-Ecodesign­

Verordnung 813/2013 auch die Festlegung einer Mindest-JAZ für Wärmepumpen ob­

solet und nicht mehr gerechtfertigt ist. In diesem Fall ist sie auch mit der EU­

Warenverkehrsfreiheit nicht mehr vereinbar. 

5. Grundrechte 

Die Anforderungen des GEG müssen ferner mit Unionsgrundrechten und nationalen 

Grundrechten vereinbar sein. Fraglich ist insbesondere die Vereinbarkeit mit dem 

Gleichbehandlungsgebot [dazu a)] und der Unternehmer-, Berufs- und Wettbewerbs­

freiheit [b)). 

a) Gleichbehandlungsgebot 

Das sowohl als Unionsgrundrecht (Art. 20 EU-Grundrechtecharta) als nach 

Maßgabe des Grundgesetzes (Art. 3 GG) geltende Gleichbehandlungsgebot ver­

langt, Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln. Gesetzliche Diffe­

renzierungen dürfen nicht willkürlich sein, sie müssen durch sachliche Gründe 

gerechtfertigt sein. 

In der BWP-Stellungnahme wird kritisiert, dass die technischen Vorgaben an die 

Nutzung Erneuerbarer Energien für unterschiedliche Energieerzeugungsarten in 

den §§ 36 bis 42 GEG zu höchst unterschiedlichen Anteilen von Erneuerbaren 

Energien am Heizenergieverbrauch führten. Diese Ungleichbehandlung wider-
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spreche dem Sinn eines technologieneutralen Gesetzes und werde daher abge­

lehnt.28 

Nach der Rechtsprechung verfügt der Gesetzgeber bei der Anwendung des 

Gleichheitsgrundsatzes über einen weiten Gestaltungsspielraum. Die unter­

schiedliche Behandlung vergleichbarer Sachgruppen ist zulässig, wenn dafür ein 

nachvollziehbarer sachlicher Grund vorliegt. 

Der Gesetzgeber ist danach nicht verpflichtet, alle Erneuerbaren Energien inso­

weit gleich zu behandeln, dass für jede Technologie der gleiche Anteil an Erneu­

erbaren Energien erreicht wird. Vielmehr darf er neben dem erreichbaren Anteil 

an Erneuerbaren Energien auch andere Aspekte berücksichtigen, soweit es sich 

um zulässige und nachvollziehbare, also nicht rein willkürliche Differenzie­

rungsgründe handelt. 

Eine unzulässige Ungleichbehandlung kann insoweit nicht nur in den unter­

schiedlichen gesetzlichen Mindestanteilen liegen (solar: 15 %, gasförmige Bio­

masse: 30 %, sonstige: 50 %), sondern auch in den Anforderungen an die Min­

dest-JAZ und die JAZ-Anzeige. 

Insoweit lässt sich dem Entwurf des GEG nicht entnehmen, ob und wie der Ge­

setzgeber sichergestellt hat, dass die verschiedenen Heizungsarten entweder im 

Hinblick auf ihre ökologische Effizienz gleichbehandelt werden oder weshalb 

eine Ungleichbehandlung gerechtfertigt sein soll. Das gilt insbesondere, wenn 

für Wärmepumpen Anforderungen gestellt werden, die über die Anforderungen 

der EU-Ecodesign-Verordnungen hinausgehen. Insofern kann vom Gesetzgeber 

erwartet werden, dass er darlegt, ob und inwieweit er eine Gleichbehandlung 

beabsichtigt und ob, aus welchen Gründen und in welchem Umfang er eine Un­

gleichbehandlung verschiedener Heizungsarten oder Ersatzmaßnahmen er für 

gerechtfertigt hält. 

Ferner genügt es nicht, wenn der Gesetzgeber 8 Jahre nach Inkrafttreten des 

EEWärmeG lediglich darauf verweist, dass die Vorschriften des GEG denjenigen 

des EEWärmeG entsprechen.29 Vielmehr muss er gerade bei einem damals neu-

5. 9 der BWP-Stellungnahme v. 3i.01.2017. 

29 So aber die Begründung zu Abschnitt 4, vor§ 36 GEG, S. 117 des Gesetzentwurfes. 
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en Gesetz wie dem EEWärmeG berücksichtigen, welche Erfahrungen seither 

gemacht wurden und inwieweit die einzelnen Heizungsarten bzw. Ersatzmaß­

nahmen sich als geeignet erwiesen haben, die jeweiligen Ziele zu erreichen. 

Bezüglich der JAZ-Anzeige drängt sich eine ungerechtfertigte Ungleichbehand­

lung auf. Für keine andere Erneuerbare Energie und für keine Ersatzmaßnahme 

ist eine vergleichbare Kontrollanzeige vorgesehen. Hier ist kaum vorstellbar, 

dass und aus welchen Gründen es gerechtfertigt sein kann, eine solche Kontrol­

le nur beim Einsatz von Wärmepumpen zu fordern. Das gilt um so mehr, als die 

JAZ-Anzeige primär die Außentemperaturen und das Nutzerverhalten spiegelt 

und nur mit besonderer Fachkunde Rückschlüsse auf die Effizienz der Anlage zu­

lässt. 

b) Unternehmer-, Berufs- und Wettbewerbsfreiheit 

Die Anforderungen des GEG dürfen ferner die unternehmerische Freiheit (Art. 16 

GrCh), die Berufsfreiheit (Art. 12 GG) und die Wettbewerbsfreiheit (Art. 2 GG) der 

Wärmepumpenhersteller nicht ohne zureichende Rechtfertigung beeinträchti­

gen. Ähnlich wie bei der Prüfung der Warenverkehrsfreiheit sind Eingriffe des 

Gesetzgebers in diese Grundrechte zulässig, wenn sie ein legitimes Ziel verfol­

gen und verhältnismäßig, also geeignet und erforderlich sind und nicht gegen 

das Übermaßverbot verstoßen. 

Insofern kann für die Mindest-JAZ auf die Ausführungen zur Warenverkehrs­

freiheit (oben 4.) verwiesen werden. Hinzu kommt, dass das bisherige Rege­

lungskonzept ohnehin fragwürdig und unnötig kompliziert ist. Es wäre einfa­

cher und zur Erreichung des Ziels der Erhöhung des Anteils Erneuerbarer Ener­

gien besser geeignet, wenn an Stelle der Mindestanforderungen an den durch 

den jeweiligen Energieträger gedeckten Wärme- und Kälteenergiebedarf und 

der Mindestanforderungen an die JAZ schlicht für alle Neubauten einheitliche 

Mindestanforderungen an den Anteil Erneuerbarer Energien an der Deckung 

des Wärme- und Kälteenergiebedarfs gestellt würden. Nach Angaben des BWP 

stellt die DIN V 18599, auf die sich das GEG ohnehin vielfach bezieht, dafür ge­

eignete Berechnungsverfahren bereit. So wäre auch die Gleichbehandlung ver­

schiedener Erneuerbarer Energieträger gewährleistet. 
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Für die JAZ-Anzeige stellt sich ähnlich wie bei der Mindest-JAZ die Frage, wel­

chem Ziel sie überhaupt dient und ob sie zur Erreichung dieses Ziels geeignet, 

erforderlich und angemessen ist. 

Nach der Gesetzesbegründung dient die JAZ-Anzeige dazu, den Nutzer über die 

tatsächliche Jahresarbeitszahl seiner Anlage zu informieren.30 Ob und inwieweit 

diese Information dem Verbraucherschutz oder dem Umweltschutz dienen soll, 

lässt sich der Begründung nicht entnehmen. Es wird ferner nicht darauf einge­

gangen, dass und aus welchen Gründen die gemessene JAZ in aller Regel von 

der Auslegungs-JAZ abweicht und welche Schlussfolgerungen daraus zu ziehen 

sind. Bei anderen Erneuerbaren Energien oder Ersatzmaßnahmen gibt es keine 

vergleichbaren Instrumente, um den Nutzer über die tatsächliche Effizienz der 

jeweiligen Maßnahme zu informieren. 

Offenkundig ist dem Gesetzgeber die Aussagefähigkeit der JAZ Anzeige nicht 

bewusst: Sie dokumentiert die energetische Effizienz der Anlage unter Betriebs­

bedingungen im Betrachtungszeitraum. Eine seriöse Bewertung dieser Anzeige 

oder gar ein Vergleich mit der Auslegung ist nur in Kenntnis dieser Betriebsbe­

dingungen und unter Berücksichtigung der Messunsicherheiten durch einen 

Experten möglich. Deshalb wird auch in der einschlägigen DIN-Norm zur Ermitt­

lung der JAZ ausdrücklich darauf hingewiesen, dass wegen des unterschiedli­

chen und recht einflussreichen Nutzerverhaltens Vergleiche mit gemessenen 

Energieverbräuchen nur mit großen Vorbehalten möglich sind.31 Ein Gewährleis­

tungsanspruch lässt sich erst ableiten, wenn diese Bewertung auf Planungs­

oder Installationsmängel hinweist. Für eine solche Beurteilung der Anlagenqua­

lität ist aber die Beurteilung typischer Betriebsparameter (Temperaturen, Drü­

cke, Laufzeiten) erheblich besser geeignet. Dies kann zudem kurzfristig erfolgen, 

gegebenenfalls auch durch Datenauswertung per Ferndiagnose. 

Damit stellt sich schon die Frage, ob der Gesetzgeber überhaupt ein legitimes 

Ziel verfolgt. Hinzu kommt, dass er eine solche Anzeige nur bei einer einzigen 

Heizungsart (Wärmepumpen) verlangt. Die Anforderungen des Gleichbehand­

lungsgrundsatzes sind insoweit auch bei der Einschränkung von Freiheitsrech­

ten zu berücksichtigen. 

3o 5.120 der Gesetzesbegründung. 

31 VDI 4650Blatt1 März 2009 Ziff. 1Abs.5. 
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Darüber hinaus stellt sich die Frage der Eignung, Erforderlichkeit und Angemes­

senheit. Ob eine eingebaute Heizung den Anforderungen des GEG entspricht, 

kann für alle Heizungsarten durch eine Überprüfung der Auslegungsdaten der 

jeweiligen Heizgeräte geprüft werden. Etwaige Fehlfunktionen der Anlage kön­

nen durch andere Maßnahmen einfacher und vor allem sehr viel früher ange­

zeigt werden. Die laufende Erfassung der tatsächlichen Daten mag zwar zusätz­

liche Erkenntnisse über Abweichungen von den Auslegungsdaten im tatsächli­

chen Betrieb ermöglichen. Es dürfte aber kaum zu rechtfertigen sein, diese zu­

sätzlichen Erkenntnisse nur bei einer einzigen Heizungsart zu verlangen und ihr 

dadurch einen Wettbewerbsnachteil gegenüber anderen Heizungsarten zuzu­

fügen. 

Vor diesem Hintergrund ist unabhängig von dem festgestellten Verstoß gegen 

die Warenverkehrsfreiheit aus der Gesetzesbegründung auch nicht ersichtlich, 

dass die Forderung einer JAZ-Anzeige für Wärmepumpen mit den Grundrechten 

vereinbar ist. 
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